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Anfrage mit Vorrang zur schriftlichen Beantwortung P-002551/2021
an die Kommission
Artikel 138 der Geschäftsordnung
Sabine Verheyen (PPE), Daniel Caspary (PPE), Markus Ferber (PPE)

Betrifft: Diskriminierungsfreier Hochschulzugang in Deutschland für den Abiturjahrgang 2021 der 
Europäischen Schulen akut gefährdet

Mit der Anfrage E-5452/2020 vom 6.10.2020 haben wir die Kommission gefragt, welche konkreten 
Schritte sie unternehmen wird, um Deutschland zu veranlassen, seinen Umrechnungsbeschluss für 
das Europäische Abitur vom 14.6.2018 anzupassen und durch einen europarechtskonformen, 
diskriminierungsfreien Beschluss zu ersetzen. Insbesondere haben wir gefragt, wie die Kommission 
die Rechte der Abiturienten des Abiturjahrgangs 2021 gewährleisten will.

Die Kommission ist in ihrer erst am 10.2.2021 erteilten Antwort einer konkreten Stellungnahme 
ausgewichen.

Die Zeugnisverleihung für den Abiturjahrgang 2021 ist am 2.7.2021. Den Zeugnissen wird eine im 
Auftrag der Kultusministerkonferenz ausgestellte Umrechnungsbescheinigung beiliegen. Um die 
Chancen des Jahrgangs 2021 auf diskriminierungsfreien Hochschulzugang nicht zu beeinträchtigen, 
darf diese Umrechnungsbescheinigung nicht auf der Grundlage des von Kommissar Hahn in seinem 
Schreiben vom 4.8.2020 an Ministerin Hubig als diskriminierend eingestuften Beschlusses der KMK 
vom 14.6.2018 ausgestellt werden.

1. Welche konkreten Schritte wird die Kommission jetzt ohne weiteren Verzug unternehmen, um die 
Rechte der Abiturienten des Abiturjahrgangs 2021 auf diskriminierungsfreien Hochschulzugang 
nach Artikel 5 des Statuts der Europäischen Schulen gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland als Vertragspartei des Statuts der Europäischen Schulen durchzusetzen?

2. Wie wird die Kommission sicherstellen, dass die Umrechnungsbescheinigungen, die am 
2.7.2021 ausgehändigt werden, frei von Diskriminierung sind, europäischem Recht entsprechen 
und die Abiturientinnen und Abiturienten nicht in ihren Rechten verletzen?


